
 
 
 
 
 

Begründung 
 

zum Bebauungsplan Nr. 1130 –Wanheimerort- „Didier-Werke“ 

 
für den südlichen Bereich des Firmengeländes der Didier-Werke, östlich der Kleingar-

tenanlage und nordwestlich der Düsseldorfer Straße 
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1. Situationsbeschreibung 

 
 

Der Planbereich des Bebauungsplanes Nr. 1130 umfasst eine südliche Teilfläche des 
Betriebsgeländes der Didier-Werke im Ortsteil Duisburg-Wanheimerort, der an der 
Düsseldorfer Straße im Eckbereich der Kulturstraße liegt. 
Auf der für betriebliche Zwecke entbehrlichen Fläche sind derzeit noch Betriebs-
gebäude und Hallen vorhanden. 
Hier ist kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan vorhanden, so dass es sich um einen 
„im Zusammenhang bebauten Ortsteil“ gemäß § 34 Baugesetzbuch ( BauGB ) handelt, 
der aufgrund der gegebenen Nutzungen gewerblich / industriell geprägt ist. 
 

 
2. Ziele des Bebauungsplanes 

 
Mit der Aufgabe der betrieblichen Nutzung dieser Teilfläche ist vorgesehen, hier an-
dere Nutzungen vorzunehmen. Angedacht ist dabei die Errichtung eines Lebens-
mittelmarktes mit mehr als 700 qm Verkaufsfläche sowie entsprechend der bisher be-
kannten Planunterlagen nordöstlich angrenzend als II. Bauabschnitt mögliche Erweite-
rungsfläche für Handel / Gewerbe / Gastronomie. 
Auch wenn diese Konzeption aus städtebaulicher Sicht im Grundsatz mitgetragen 
werden kann, ist es aus städtebaulich – gestalterischen Gründen erforderlich, unter 
Beachtung der exponierten Lage der Fläche an der Düsseldorfer Straße diese in Ver-
bindung mit einer angedachten neuen Entwicklung stadtstrukturell zu fassen. 
 
Durch eine straßenseitig festzusetzende Mindesttraufhöhe der neuen Gebäude, die ei-
ner 2-geschossigen Bauweise entspricht, sowie einer zwingend einzuhaltenden stra-
ßenseitigen Baulinie im Bereich Düsseldorfer Straße / Kulturstraße sollen in Verbin-
dung mit den vorhandenen und auch weitestgehend zu erhaltenden Bäumen entspre-
chende Raumkanten geschaffen werden. 
 
Die westliche Begrenzung einer zukünftigen Bebauung wird mittels einer Baugrenze 
im Bereich der ehemaligen Gießingstraße festgesetzt. 
 
Die Haltestellen der U 79 werden barrierefrei mit Hochbahnsteigen ausgebaut. Zu die-
sem Zweck wird die Haltestelle Kulturstraße auf die Nordseite des Knotenpunktes 
verlegt, da die derzeitige Lage in der Kurve einen entsprechenden Ausbau nicht zu-
lässt. 
Für eine verbesserte Erreichbarkeit soll die Haltestelle auch an der Nordseite fußläufig 
angebunden werden. Die Lage der Grundstückszufahrt im Bebauungsplan wird diesen 
neuen Überweg berücksichtigen. 
Durch die verlegte Haltestelle und die beabsichtigten neuen Nutzungen im Bereich der 
Didier-Fläche wird auch der Fuß- und Radverkehr auf der Westseite der Düsseldorfer 
Straße zunehmen.  
Der heutige noch schmale kombinierte Fuß- und Radweg soll daher neben der weit- 
gehend zu erhaltenden Baumreihe in zeitgerechte getrennte Anlagen mit der aktuellen 
Regelbreite ausgebaut werden. Hierfür wird es erforderlich, die Straßenbegrenzungs-
linie auf der Westseite der Düsseldorfer Straße entsprechend westlich zu verschieben. 
 
Die neu auszubauende Haltestelle ist im Bebauungsplan nachrichtlich dargestellt. 
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3. Festsetzungen  

 
Mit der Festsetzung der zwingend einzuhaltenden Baulinie, verbunden mit der west-
lichen Verschiebung der westlichen Straßenbegrenzungslinie der Düsseldorfer Straße, 
der textlichen Festsetzung einer straßenseitigen Mindesttraufhöhe und der Festsetzung 
zum weitestgehenden Erhalt der Straßenbäume wird gewährleistet, das den unter Ab-
satz 2. der Begründung formulierten städtebaulichen Zielvorgaben entsprochen, und 
eine der exponierten Lage an einer Hauptverkehrsstraße in Nähe der A 59 und der Hal-
testelle der U 79 angemessene zukünftige bauliche Entwicklung ermöglicht wird. 
 
 

4. Verrohrter Dickelsbach 

 
Innerhalb des Plangebietes verläuft ein Teilbereich des verrohrten Dickelsbach. 
Gemäß § 99 des Landeswassergesetzes  (LWG NRW) bedürfen Anlagen in und an 
Gewässern einer Genehmigung durch die untere Wasserbehörde. 
Die Überbauung eines verrohrten Gewässers erschwert dem Baulastträger der Ver-
rohrung erheblich die Instandhaltung und ggf. Sanierung und macht eine Offenlegung 
des überbauten Gewässerabschnittes erst nach Abriss der Überbauung möglich. 
Die Überbauung eines verrohrten Gewässers ist in der Regel somit nicht genehmi-
gungsfähig. 
Die Dickelsbachverrohrung hat im Bereich des südlichen Didiergeländes einen Rohr-
durchmesser von DN 800. Im Falle einer Sanierung bzw. eines Neubaus in offener 
Bauweise in diesem Bereich ist eine Baugrubenbreite von 2,0 m zu beachten. Außer-
dem sind Sicherheitsstreifen und Arbeitsstreifen zu berücksichtigen. Für den seitlichen 
Aushub ist von der Rohrachse aus 1,6 m auf der kurzen und 4,6 m auf der langen Seite 
erforderlich. 
Insgesamt wären 6,2 m überbauungsfrei zu halten. 
Bei einer Umlegung der Gewässertrasse ist zur Erreichung eines „guten Zustands“ 
gemäß EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) eine Offenlegung zu prüfen. 
Im Bebauungsplan ist der Bereich der verrohrten Dickelsbachs entsprechend gekenn-
zeichnet und auf die Beachtung des § 99 LWG NRW verwiesen. 
 
 

5. Planverfahren 

 
Der Bebauungsplan Nr. 1130 – Wanheimerort – „Didier-Werke „ wird als einfacher 
Bebauungsplan nach § 30 Abs. 3 BauGB im vereinfachten Verfahren nach § 13 
BauGB durchgeführt. 
Der Bebauungsplan in einem Gebiet nach § 34 BauGB enthält lediglich Festsetzungen 
über die Lage baulicher Nutzungen (straßenseitige Baulinie), die geringfügig westlich 
verschobene Straßenbegrenzungslinie der Düsseldorfer Straße, den Erhalt vorhandener 
Straßenbäume sowie textliche Festsetzungen über eine straßenseitige Mindestgebäu-
dehöhe zukünftig zu errichtender Bauvorhaben. 
Durch diese Festsetzungen wird der Zulässigkeitsmaßstab nach § 34 BauGB nicht we-
sentlich verändert. 
 
Der Bebauungsplan wirkt sich nicht auf die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, aus. Um-
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weltrelevante Belange werden im Einzelfall, auf der Ebene des Genehmigungsverfah-
rens von konkreten Einzelvorhaben geprüft und berücksichtigt. 
Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und 
des Schutzzwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäi-
sche Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes. 
Somit kann das Planverfahren im vereinfachten Verfahren durchgeführt werden. Dies 
bedeutet u.a., dass gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 3 BauGB 
 
- von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 (Beteiligung 

der Öffentlichkeit) und § 4 Abs. 1 BauGB (Beteiligung der Behörden), 
- von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2 

a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welcher Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB sowie der Überwachung der Umweltauswirkungen nach 
§ 4 c BauGB abgesehen werden kann und auch abgesehen werden soll. 

 
 
6. Umweltbelange 

 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen für die Belange 
des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB eine Umweltprüfung 
durchzuführen. Aufgabe der Umweltprüfung ist die Ermittlung, Beschreibung und 
Bewertung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der geplanten 
Nutzungen und Vorhaben. 
Der vorliegende Bebauungsplan enthält lediglich Festsetzungen über die Lage der 
baulichen Nutzung (straßenseitige Baulinie), der geringfügig westlich verschobenen 
Straßenbegrenzungslinie der Düsseldorfer Straße, Erhalt vorhandener Straßenbäume 
sowie textliche Festsetzungen über eine straßenseitige Mindestbauhöhe zukünftig zu 
errichtender Bauvorhaben. 
Durch diese Festsetzungen wird der Zulässigkeitsmaßstab nach § 34 BauGB nicht we-
sentlich verändert. 
 
Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, vorbereitet o-
der begründet. Ferner bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 
1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzge-
setzes). 
Somit liegen die Voraussetzungen zur Anwendung des vereinfachten Verfahrens vor. 
Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 3 BauGB wird 
 
- von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 (Beteiligung 

der Öffentlichkeit) und § 4 Abs. 1 BauGB (Beteiligung der Behörden), 
- von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2 

a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welcher Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB sowie der Überwachung der Umweltauswirkungen nach 
§ 4 c BauGB abgesehen. 
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7. Altlasten / Altlastenverdachtsflächen 

 
Da dieser Bebauungsplan lediglich Festsetzungen über die Lage baulicher Nutzungen 
(straßeneinseitige Baulinie), die geringfügig westlich verschobene Straßenbegren-
zungslinie der Düsseldorfer Straße, den Erhalt vorhandener Straßenbäume sowie text-
liche Festsetzungen über eine straßenseitige Mindestgebäudehöhe zukünftig zu errich-
tender Bauvorhaben enthält, und durch diese Festsetzungen der Zulässigkeitsmaßstab 
nach § 34 BauGB nicht wesentlich verändert wird, ergibt sich im Rahmen dieses Ver-
fahrens kein Untersuchungs- oder Regelungsbedarf der Altlastensituation. 
Im Fall einer Bebauung oder Umnutzung ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
der tatsächliche Belastungsgrad zu erkunden und je nach beabsichtigter Nutzung ggf. 
ein Sanierungskonzept vorzulegen und die Sanierung in Abstimmung mit den dafür 
zuständigen Behörden durchzuführen. Ein entsprechender Hinweis ist in den Bebau-
ungsplan aufgenommen worden. 

 
 
8. Artenschutzrechtliche Prüfung 

 
Da dieser Bebauungsplan lediglich Festsetzungen über die Lage baulicher Nutzungen 
(straßenseitige Baulinie), die geringfügig westlich verschobene Straßenbegrenzungsli-
nie der Düsseldorfer Straße, den Erhalt vorhandener Straßenbäume sowie textliche 
Festsetzungen über eine straßeneinseitige Mindestgebäudehöhe zukünftig zu errich-
tender Bauvorhaben enthält, und durch diese Festsetzungen der Zulässigkeitsmaßstab 
nach § 34 BauGB nicht wesentlich verändert wird, kann im Rahmen dieses Verfahrens 
von der artenschutzrechtlichen Prüfung gemäß § 44 BnatSchG abgesehen werden. Im 
Falle einer Bebauung oder Umnutzung ist in den nachgeordneten Genehmigungsver-
fahren unter Beteiligung der zuständigen Behörden zu prüfen, ob eine artenschutz-
rechtliche Prüfung erforderlich ist. 

 
 
9. Bodenordnende Maßnahmen 

 
Bodenordnende Verfahren sind nicht erforderlich. 

 
 

10. Gutachten 

 
Für das Planverfahren wurden keine Gutachten in Auftrag gegeben. 
 
 

11. Kosten und Rückeinnahmen 
 
a) Hochrüstung der Haltestelle Kulturstraße ca. 2.740.000 € (netto) der Stadtbahnlinie 
U79: 
Für die Hochrüstung von insgesamt 5 Haltestellen der Stadtbahnlinie U79 ist im Okto-
ber 2008 durch die Stadt die Anmeldung für Zuwendungen nach § 12 ÖPNVG NRW 
Investitionsmaßnahmen des ÖPNV beim Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) gestellt 
worden. Mit dem Programm zur Infrastrukturförderung ist ein Fördersatz von 85 % 
der zuwendungsfähigen Kosten gegeben. Im Dezember 2008 ist durch den VRR die 
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Einplanungsmitteilung erteilt und damit das Vorhaben in den Förderkatalog aufge-
nommen worden. 
Der Eigenanteil der Stadt von 15 % soll aus dem Barwertvorteil von Cross-Boarder 
Mitteln finanziert werden. Das Vorhaben unterliegt damit nicht den Verfügungen der 
Haushaltssicherung. 
Die Maßnahme ist im investiven Finanzplan 2010 – 2013 unter der Finanzstelle 6105-
120401.4858 Nachrüstung Stadtbahnlinie U79 eingestellt. Pro Jahr stehen Finanzmit-
tel in Höhe vom 2 Mio. € zur Verfügung. 
Auf der Grundlage der für die Hochrüstung der Haltestellen geschätzten Baukosten 
und unter Berücksichtigung der bereits vorliegenden Vorplanung ergeben sich weiter-
gehende Planungskosten (netto) von insgesamt ca. 345.000 €. 
 
b) Ausbau der Verkehrsfläche: 
Straßenbauarbeiten       ca. 105.000 € 
Stützwand zum Betriebsgelände     ca. 130.000 € 
(Abriss alter Stützwand, Neubau 
und Aufschüttung des Geländes 
(2,00 m), Geländer) 
 
Gesamtkosten        ca. 235.000 € 
 
Diese Maßnahme ist in der mittelfristigen Finanzplanung nicht enthalten. 
 

12. Gender Mainstreaming 

 
Als öffentlicher Belang ist Gender Mainstreaming gem. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB in der 
Bauleitplanung zu berücksichtigen. Unter dem Begriff Gender wird das Geschlecht als 
gesellschaftliche Strukturierungskategorie betrachtet. Die sich hieraus ergebenden 
spezifischen Lebenssituationen mit unterschiedlichen Bedürfnissen sollen „chancen-
gleich“ behandelt werden. Ziel ist es, Chancengleichheit in der Stadtentwicklung und 
Städtebaupolitik herzustellen, so dass Räume gleichberechtigt durch Mädchen und 
Jungen, Jugendliche, Frauen und Männer genutzt werden und eine gleichberechtigte 
Teilhabe an ihnen besteht. 
Eine geschlechtersensible Bauleitplanung bezieht sich unter anderem auf die „Verein-
barkeit von Erwerbs- und Versorgungsarbeit“, Mobilität, Freuraumangebot, Wohnen, 
Wohnen und Sicherheit sowie Partizipation insbesondere im Rahmen des Planungs-
prozesses. Daraus lassen sich folgende Kriterien für die städtebauliche Entwicklung 
des Planbereiches ableiten: 
Der Bebauungsplan und die hierin getroffenen Festsetzungen lösen keine geschlech-
terspezifische Auswirkungen oder Maßnahmen aus. Der Bebauungsplan und die damit 
verfolgten Planungsziele wirken sich in gleichwertiger Weise auf die Belange von 
Männern und Frauen bzw. auf alle gesellschaftlichen Gruppen aus. 
Die Chancengleichheit der Geschlechter ist gegeben. 

 
 
13. Zusammenfassende Erklärung 

 
Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von einer zusammenfassenden Erklärung abgesehen. 

 
 


